










M e i n u n g  Magaz in  . 

spw: Ende April haben zahlreiche Organisatio- 
nen undzeitschriftenvon Attac über publikforum 
bis verdi eine Alternativ-Tagung zumTreffen der 
EU-Wirtschafts- und Finanzministerdurchgeführt. 
Was war das Ziel derTagung? 

DSvenGiegold, 
MitbegrYnder von attac 
oeutr<hland undderzeit 

Sprecherder AttacAG 
Steueflurht und Steuer 

politik. lebt inVerdeniAller 

.. C'oarGerprarhfühite 
Reinhold Rünker MitteMai 

s .. - mit sven Giegotd iiber die 
L ahuelleSituatianderglabali- 
0 - rierungrkritlichen Bewegung 
,D i ~ t h l d .  

SvenGiegold: In praktisch allen relevanten 
Politikfeldern stoßen wir mi t  unseren Alter- 
nativen an die Grenzen des europäischen 

Binnenmarktes.Dieserist einseitig auf Marktlibe- 
raIisierungohneanspruchsvollesoziale undsteu- 
erliche Regulierung ausgerichtet. Überall in Euro- 
pa,auch in Skandinavien,sind Ungleichheit und 
Unsicherheit auf dem Vormarsch. In der progressi- 
ven Zivilgeselischaftgibt estrotzdieserweitgeteil- 
ten gemeinsamen Analyse große Unterschiede, 
was die richtige Reaktion darauf ist: mehr oder 
wenigereuropäische integration,für odergegen 
z.B. die EU-Verfassung. Unser zentrales Ziel der 
Veranstaltung war unsere Analysen anzunähern, 
Alternativen bekannt zu machen und vor allem 
uns bei den EU-Strategien näher zu kommen. 

P? Entscheidend ist  den 
globalen Rahmen zu 
verändern, nicht in 
welcher Partei man ist" ... 
Interv iew mit Sven Giegold .U 

spw: Wie wurde die deutschen EU-Präsident- 
Schaft bewertet? 

Sven Giegold: Alle Veranstalterlnnen kriti- 
sieren in einer gemeinsamen Abschlusser- 
klärungscharfdie Fortsetzungderauf Libe- 

ralisierungausgerichteten Strategie der EU. Die 
deutsche Präsidentschaft bietet zwar einige Rhe- 
torik zum sozialen Europa.Anspruchsvolle MaR- 
nahmen zum Ausgleich des sozialen Defizits der 
EU fehlen. Wir erwarten. dass die deutsche Bun- 

desregierung sich für den Erhalt der Rahmenbe- 
dingungenfürSozialstaatlichkeit genauso konse- 
quent einsetzen, wie etwa Frankreich für ihren 
Agrarsektor. 

Solangees keine Abkehrder EU auf Liberalisie- 
rungohnesoziale und steuerliche Regulierunggibt, 
sehen wir den vorgelegten EU-Verfassungstext 
nicht als Chance. Daher ist es konsequent,dass 
soziale Bewegungen die Zustimmungverweigern. 

spw: Was ist Deine europäische Vision? 

Sven Giegold: Der europäische Einigungs- 
Prozess ist eine kaum zu überschätzende 
Errungenschaft.Sie wird aber nur erhalten 

bleiben,wenn sie mit starken sozialen,steuerlichen 
und ökologischen Regeln verbunden wird.Zudem 
braucht die EU eine tiefgreifende Demokratisie- 
rung,die mit dem,,Europa derRegierungenW bricht. 
Die 16 europäischen Attacs haben mi t  ihren ,,io 
Prinzipien für einen demokratischen EU-Vertrag" 
kürzlich eine gemeinsame Vision veröffentlicht. 
Esgeht umeine EU,die nicht die Freiheit des Bin- 
nenmarkte~~sondern die Freiheitvon Ungleichheit. 
Unsicherheit und Umweltzerstörungan dieerste 
Stelle setzt. Die notwendige Ausweitung europäi- 
scher Regeln wird von den Bürgerlnnen nur ak- 
zeptiert werden, wenn gleichzeitig Elemente 
partizipativerDemokratieeingeführtwerden.Auch 
deshalb ist unsere zentrale Forderung: Ein neuer 
EU-Vertrag mussdurch einedirekt-gewähltever- 
sarnrnlungerarbeitet unddurchVolksabstimmung 
bestätigt werden. 

B In Bezug auf das Wohlergehen von Kindern 
wird empfohlen: 

CI den tatsächlichen Zugang zu qualitativ hoch- 
wertigerfrühkindlicher Bildungund Betreuung 
füraIleKinderimVorschulalter beivergleichba- 
ren Standards in Europa voranzutreiben; 

CI eineweitreichendeStrategiezurBekämpfung 
von Kinderarmut zu entwickeln; 
effiziente Einkommenstransfersfür bedürftige 
Familien ZU identifizieren und eine Diskussion 
über eine europäische Ausbildungshilfe („en- 
dowment") zu starten; 

CI die Gleichstellungder Geschlechter als Hebel 
zu nutzenrum Kinderarmutzu bekämpfen und 
das Wohlergehen von Kindern zu fördern; 
daswohlergehenvon Kindern und Jugendlichen 
durch die Herausgabeeinesjährlichen Berichtes 
zu beobachten. 

Im  Bereich Gesundheit nennen die Autoren 
Alkohol, Fettleibigkeit und psychische Proble- 
meals zentrale Herausforderungen,mit denen 
sich die Politik in Europa auseinandersetzen 
müsse.Schiießlich stelleGesundheiteinen wich- 
tigenTeil von Humankapital dar. Die Analyse 
empfiehlt: 
zahlreiche Interessengruppen zusammenzu- 
führen undjungeMenschen selbstverantwort- 
[ich mi t  einzubeziehen; 
verschiedenePolitikenzukombinierenstattsich 
mit Einzelthemen auseinander zu setzen; 

CI öffentliche Aufmerksamkeit zu gewinnen um 
Gruppendruck unter Gleichaltrigen zu erzeu- 
gen. 

H Im Bereich Bildung unterscheidet BEPA-Analy- 
Se zwischen der„verpflichtenden Bildung" und 
dem Bereich der-höheren Bildung". Was die 
verpflichtende Bildung angeht, wird gefordett: 

CI das Schuleingangsalterzuverringern und bei 
Investitionen in frühkindliche Bildung den Er- 
werb von Schlüsselqualifikationen besonders 
zu berücksichtigen; 

CI öffentlich-privatePartnerschaftenfürSchulen 
zu schaffen.wobeidieSchulen im wesentlichen 
öffentlich finanziert bleiben und ihr Erfolgstaat- 
lich kontrolliert werden, dies aber mi t  einer 

weitgehenden Eigenständigkeit der Schulen in 
Bezug aufVerwaltung.Ressourcen und Unter- 
richtsinhalte einhergehen soll; 
dieQualifikation der Lehrkräfte und ihre Arbeits- 
bedingungen zu verbessern und sodie Attrak- 
tivität des Lehrerberufs zu erhöhen; 

CI die Integration in Schulen zu verbessern und 
die u.a. in Deutschland übliche frühe Auftei- 
lung in verschiedeneSchultypen zu beenden, 
da sie besonders benachteiligtenlugendlichen 
schadet; 
Schulabbrechern mit Hilfe spezieller Schulen 
(hier wird auf ein in den goerlahren gestarte- 
tes Projekt der EU-Kommission Bezuggenom- 
men) zweite Chancen zu geben; 
sichfürengeVerbindungen zwischen Bildungs- 
institutionen und Arbeitgebern einzusetzen, 
insbesondere in Bezugaufdie Anerkennungvon 
Qualifikationen einzusetzen; 
ein zweistufiges EU-weitesTestsystem zuden 
Fähigkeitenvonschülerinnen und Schülern im 
Grundschul-und im Bereichderweiterführen- 
den Schülen einzuführen. 

H In Bezugauf dienhöhere Bildung"empfehlen 
die Autorinnen und Autoren: 

CI Studiengebühren inVerbindung mit Anleihen, 
deren Rückzahlungvom späteren Einkommen - 
der Studierenden abhängig sein soll, und,,groß- 
zügigen Stipendien und Förderprogrammen" 
einzuführen; 

CI den Zugang zu Universitäten durch verbesser- 
te Informationen und Orientierungsmöglich- 
keiten in Schulen zu verbreitern; 

CI die Finanzierung der Universitäten durch öf- 
fentliche und privateGelder langfristig abzu- 
sichern und die Art der Führung von Univer- - 
sitäten an diejenige moderner Unternehmen 
anzupassen; 

CI EU-Kriterienzuentwickeln.umdie Leistungvon 
Universitäten mit Hilfe von deren jeweiligen 
Absolventlnnen zu vergleichen; 

CI dieMobilitätvon Studierenden durch Program- 
me wie Erasmus zu stärken. 
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D Für den Bereich Beschäftigungsetzt derihink- 
Tank darauf: 
die Koordinationzwischenallgemeinen und be- 
ruflichen Biidungsinstitutionen zu verstärken; 
duale Ausbildungsansätze zu verstärken und 
vieleunterschiediicheWegeindenArbeitsmarkt 
zu ermö~lichen; 

sechs Monate nach demveriassen der Schule 
noch arbeitslos sind; 
ein effizienteres System zur sozialen Absiche- 
rungjunger Menschen zu entwickeln; 
einen Bericht überlugend unddenSozialstaat 
zu erstellen und das Verständnis von Jugend- 
armut durchdie regelmäßigeVeröffentlichung 
differenzierter Statistiken zu verbessern. 

CesellschaitlichePartizipation sieht dieBEPA- 
Analyse als Quelle des sozialen Kapitals, das 
notwendig sei, um Humankapital effizient zu 
nutzen. Sie stärke zum einen die Demokratie, 
zum andern trage sie wesentlich zum Erfolg 
vonVolkswirtschaffen bei.In Bezugauf gesell- 
schaftliche Partizipation fordert das Papier: 
schon in einem frühen Alter in Schulen eine 
Kultur derTeilhabe zu fördern; 

- jungeMenschen mitden Rechten und Ressour- 
cen auszustatten,Verantwortungfürsich selbst 
und die Übergänge von einer Lebensphase in 
die nächste zu übernehmen; 
politische Parteien und Entscheidungsstruk- 
turen ZU ermutigen,jungeMenschenverstärkt 
zu repräsentieren; 
den Erwerb sozialer Fähigkeiten im Lehrplan 
von Schulen und Universitäten zu berücksich- 
tigen; 
dasSprachenlernen konsequent schon ineinem 
frühen Alter beginnen zu lassen und soziaies 
Kapitaldurch europäischeAustauschprogram- 
me zu fördern; 
sozialkapitalbezogenestatistischelndikatoren 
weiterzuentwickeln und anzuwenden. 

Eine effiziente und gerechte Strategie? 

lnvestitionen indielugend werden in der BEPA- 
Analyse als notwendige Zukunftsinvestitionen 
aufgefasst,die sowohl die Zukunftschancen ein- 
zelner als auch die gesamtgesellschaftlichen Zu- 
kunftsperspektiven verbessern. Dass Kommissi- 
onspräsident Barrosodies und nicht die Forderung 
nach rücksichtsloser Haushaltskonsolidierungvon 
seinen Beraterinnen und Beratern ins Stammbuch 
geschrieben bekommt, ist zunächst einmal zu 
begrüßenMehrfach betont das Papier,dassfrühe 
lnvestitionen in junge Menschen effizient und 
gerecht seien. Die Begründung.dassjederspätere 
Schritt beim Erwerb von Human- oder Sozialka- 
pital aufallen vorherigen Schritten aufbaue und 
frühe lnvestitionen daher besonders lohnendsei- 
en.erscheint schlüssig.Selbst wenn man sich zu- 
nächst einmal aufdie rein ökonomische Logikder 
Autoren einlässt, ist deren Forderung nach Stu- 
diengebühren vor dem Hintergrund des großen 
geseilschaftlichen und wirtschaftlichen Bedarfs 
an Hochschulabsoiventlnnen nicht nachvollzieh- 
bar.Das Papier bleibt nämlich mehr als rätselhaft, 
wenn es darum geht, wie angesichtsvon Studi- 
engebühren und anderer Hürden die Studieren- 
denzahlen allein durch bessere Information und 
OrientierungsangeboteanSchulen deutlicherhöht 
werden sollen 

Grundsätzlich ist es positivzu beurteilen. 
dasssoziale und ÖkonomischeZiele nicht 
gegeneinander ausgespielt werden.Aller- 

dingswerden indieserjugendpolitischen Analyse 
junge Menschen tatsächlich nurdurch dieökono- 
mische Brille betrachtet. Immer geht es um die 
FrageJob eine Maßnahme-wie z.0. das Erkennen 
von Lernproblemen bei Schülerlnnen kosteneffizi- 
ent ist oder nicht.Kinder und Jugendlichewerden 
allein als Human- und Sozialkapital betrachtet. 
Demnach scheinenjungeMenschen nursoviel an 
lnvestitionen Wert zu sein, wie sie an späteren 
Gewinnen versprechen.Wo bleiben da soziale Rech- 
te, z.B.das Recht auf Bildung? Was ist mi t  behin- 
derten Kindern und Jugendlichen,deren Stärken 
meist menschlich aber nurselten monetärgewinn- 
bringend sind? 

1 von  Rene Röspel H. . I F O ~ O  www.ipdfraktion.de P 

Contra: 
Wir brauchen 
keine Centechnik 
auf dem Acker! 

Verantwortlich Politikzu machen, heißt für 
mich,auf Basis möglichst umfassender in- 
formationeineabgewogene Entscheidung 

zu treffen,diedie Handlungsspielräume künftiger 
Generationen nicht einschränkt (sondern idealer- 
weise sogar erweitert). Dies bedeutet,dass Ent- 
scheidungen getroffen werden, die rückholbar 
sind. Entscheidungen wie z.B.für die Errichtung 
eines Windrades zur Energieerzeugung gehören 
dazu,denn sie können jederzeit schadios für die 
Gesellschaft widerrufen werden. Eine solche Ab- 
wägung ist bei einer Entscheidung über die Frei- 
setzung gentechnisch veränderter Organismen 
(GVO) zwingend. 

P 

D nenenörpe~, 
MdB(sPDJDip1am-Biologe. 
u.a.Mitgiied m BundeLagi- 
aurrchuri fur  Bildung und 
Forrthung.erirtrpwMither~ 
ausgebe( und lebt in Hagen. 

Wissenschaftliche Bewertung ist 
widersprüchlich 

Die Behauptung,dassaufiozMio. ha weltweit 
GVO angebaut werden,aber..noch keine Probleme 
bekannt seienm,ist noch keine Beweisführung.Nur 
1% derweltweit angebauten Flächen unterliegen 
einem Monitoring,bei dem oft unklar ist,obesden 
besonderen Anforderungen fürtransgene Pflan- 
zen genügt.Wissenschaftliche Untersuchungen. 
obgentechnischverändertePflanzen unprobiema- 
tisch sind für Mensch und Umwelt, sind häufig 
widersprüchlich. Aktuelles Beispiel ist die unter- 
schiedliche Interpretation der Ergebnisse derver- 
fütterung des Genmaises MON863 an Ratten. 
Während dievon Greenpeace beaufiragtenWissen- 
schaftlersignifikantveränderte Leber-und Nieren- 
werte feststellen, sieht der Hersteller Monsanto 
keine Auffälligkeiten. Die Entscheidung des Bun- 

desamtesfürVerbraucherschutzfür ein vorläufi- 
ges Handelsverbot von MON810 zeigt ebenfalls, 
dass es erhebliche Unsicherheiten bei GVO gibt. 
20 Jahre Umgang mit der „Grünen" Gentechnik 
reichen nicht,um ihre Auswirkungen abzuschät- 
zen. Verantwortlicher Umgang bedeutet daher, 
vorsichtig mit der Freisetzung gentechnischever- 
änderter Pflanzen umzugehen. 

Li Zukunftsmärkte unterstützen 

Dassdie„GrüneGentechnikein Zukunftsmarkt 
mit gewaltigem Wachstumspotenzia1"sei.ist eine 
kaum zu belegende Mär Großkonzernewie Mon- 
santo.BayerCropScienceerhöhen hierden Druck, 
weil sie hohe Summen in die Forschung mi t  GVO 
investiert haben und nun aus den roten Zahlen 
heraus wollen. indem sie ihre Produkte in den 
Markt drücken.Weiche Konsequenzen das für die 
heimische.mitte1ständische Saatgutindustrie und 
Landwirtschaft hatwird häufigausgeblendet.Laut 
.,Biotechnologiereport 2006"von Ernst &Young 
ist die Zahl der in der Biotechnologiebranche Be- 
schäftigten auf unterio.ooo gesunken. Die Beschäf- 
tigtenzahlen im 6ko- und Biolandbereich stiegen 
hingegen auf über i50.000 -Tendenz steigend. 
Diese Branche braucht aber Gentechnikfreiheit 
auf ihren Äckern. Wenn eine Entscheidung gefällt 
werden müsste zugunsten von Wirtschaftswachs- 
tum, Zukunftspotenzial und Beschäftigungsförde- 
rung,dann im Bereich der Bio- und konventionel- 
len Bauern und gegen Gentechnikaufdem Acker. 
Die SPD t u t  gut daran-sich hier eindeutig zu po- 
sitionieren. W 
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Pro: 
Brauchen wir die 
Grüne Gentechnik? 

von Doris Barnett I .. 
Jelänger ich mich mit demThema beschäf- 
tige.destoeindeutiger kann ich sagen:,,Ja, 
wir brauchen die Pflanzenbiotechnologie, 

wir werden gar nicht auf sie verzichten können, 
wenn wires mi t  der Umwelt ernst meinen-und 
wir können sieauch verantwortlich handhaben." 
Ich brauche nurdann eine neueTechnologie,wenn 
sieetwaszur Lösungvon Herausforderungen bei- 
tragen kann.,.Beitragen" heißt übrigens nichtfalle 
Problemeaufeinmal und sofort lösen zu können 
- u m  hier erst gar keinen Absolutheitsanspruch 
aufkommen zu lassen. 

Was sind die Herausforderungen? 

Energie wird knapp, Pflanzen bieten als nach- 

schaftzum Beispielverzeichnet wohl Ertragsstei- 
gerungen,allerdings unter?% proJahr.Und auch 
diese nur mitentsprechender Düngungund aus- 
reichenden Pflanzenschutzmitteln. 

! J  

Ich kenne die Befür~htungen~dass beim Saat- 
gut weltweit immer mehr Konzentrationsprozes- 
se stattfinden, dass von Wettbewerb in der Land- 
wirtschaft zunehmend weniger die Redesein kann. 
Auch hierfordere ich mehr Ehr1ichkeit:wenn im- 
mer strengere Anforderungen.Tests. Zertifikate, 
Kontrollen usw. gefordert werden. wird das für 
vieleSaatguthersteller nicht nurwegen des büro- 
kratischen Aufwands, sondern auch wegen des 
finanziellen Risikos zu einer unüberwindbaren 
Hürde. und sie ziehen sich vom Markt zurück. 

D DOiiS Bsrnett. 
MdB (SPD).luriitin."a.Mit- 
giied im Bundertagraurrihurr 
fürwirtrchait undTerhnalo- 
gie.rie lebt in ~udwigrhafen. 
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wachse~aer Rohsroffe neA rernarive So len sie 
W? tei ruovention ert (s ehe Blodierel) oaer n cht Weltweit Standards setzen 
eher konkurrenzfähigerwerden? Ich setzeauf letz- 
teresiaberdas setzt voraus,dassdie Erträge mas- 
siv steigen müssen. Unter den bisherigen Gege- 
benheiten reicht die gesamte landwirtschaftliche 
Fläche Deutschlands nicht aus. um auch nurdie 
von der EU beschlossenenZiele beider Beimischung 
von Biokraftstoffen zu erreichen. Da stellt sich die 
Frage: wo wachsen aber dann unsere Nahrungs- 
pflanzen? 

Ein.,Jahrhundertsommer"nachdem anderen 
zeigt uns, dass wir Pflanzen benötigen, die eine 
größereToleranzgegenüberTrockenheit aufweisen. 
Gentechnische Ansätzezeigen hiererstesehrgute 
Ergebnisse. Man kann diese Herausforderungen 
kaum anders iösen.Die konventionelle Landwirt- 

Gentechnisch modifiziertePflanzensindmanch- 
mal in 50 und mehr Instituten auf ihre Umwelt- 
verträglichkeit und Gesundheitsunschädlichkeit 
überprüft worden. Ein ebenso strengesverfahren 
haben wir mi t  REACH beim Pflanzenschutzeta- 
bliert.Dennoch reagieren Menschenehergefühls- 
mäßig auf BegrifflichkeitemWir müssen übervor- 
behalte und Bedenken reden und unbegründete 
Ängste aus derWelt schaffen. Deutschland ist in 
der BiotechnologieWeltspitze.Wir können deshalb 
weltweit Standards setzen. was die Zuverlässig- 
keit,die Umweltverträglichkeit,die Unschädlichkeit 
fürMensch undTierangeht.WirsolltendieseMög- 
lichkeit nutzen, bevor ..Standards" durch ganz an- 
dere Interessen andernorts verwässert werden. . 

Das Papier ,.lnvesting in youth: an empower- 
ment strategy"enthä1t trotzeiniger problemati- 
scher Aspekte wie dem Plädoyer für Studienge- 
bühren und der Radikalität der ökonomischen 
Betrachtungsweise dennoch viele Forderungen, 
auf dieaus linker Sicht aufgebaut werden kann. 
Schlechtistesnicht,wennein nicht geradeals links- 
IastigverdächtigerThink-Tank in Deutschland ver- 
breiteteSchulsysteme mit Schulformentscheidun- 
gen im Alter von 10-12 Jahren offen kritisiert ... 

Perspektiven für die Jugendpolitik auf 
europäischer Ebene 

Die Rolle der EU sieht BEPA als Raum zum Er- 
fahrungsaustausch und zum gemeinsamen Fest- 
legen der politischen Agenda. Die EU könne die 
Politik anderer Ebenen dabei unterstützen. bereits 
vorhandene Ressourcen möglichst effizient zu nut- 
zen. Die EU-Strukturfonds sollen dem Papier fol- 
gend besser und weitergehenderfür Investitionen 
in die Jugend genutzt werden können. 

Wie i s t  die Analyse nun in dieJugendpolitikauf 
europäischer Ebeneeinzuordnen? Zurzeit bereitet 
die Jugendabteilung der Europäischen Kommis- 
sion eine Neuausrichtungder europäischen Jugend- 
politik vor. Nachdem in den vergangen Jahren zu- 
nächst dasThema gesellschaftliche Partizipation 
Jugendlicher und ab2005 mit dem,,Europäischen 
Jugendpakt", der Teil der Lissabon-Strategie für 
Wachstum und Beschäftigung istjauch die beruf- 
liche und soziale IntegrationjungerMenschen im 
Mittelpunkt standen.sollen diese Bereiche nun 
zusammengeführt werden.Hinweise auf mögliche 
Inhalte der zukünftigen EU-Jugendpolitik bietet 
das Papier,.lnvesting inYouth:an empowerment 
strategy". 

DDörteLicbetruth,irtfurdielurorairvize-spreherindeiDeufrrhen 
Nlionalkamteer für internationale lvgendarbeit aktiv. Sie lebt in 
Kirrhintelnund Berlin. 
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I Dokumentation 

/ Erbschaftsteuer reformieren! . 
(...)insgesamt sind im Jahr 2002 nach der 
Statistik 23 Milliarden Euro vererbt oder 
verschenkt worden. Nach Abzug der Frei- 

beträge blieben 17 Milliarden Euro zu versteuern. 
Dafürwurden 2.8Miiliarden EuroSteuernfestge- 
setzt - das sind im Durchschnitt zwölf Prozent 
des Erbes. 

Überwiegende Mehrheit der 
Bevölkerung nicht betroffen ... 

Reiche und ihre Lobbyversuchen ihre Privilegien 
mit Stimmungsmache zu sichern. Klar: Ihnen ist 
die Erbschaftsteuer ein Dorn im Auge. Aber auf 
die Politik lässt sich besser mit dem angeblichen 
interessevon angeblich breiten Kreisender Bevöl- 
kerungDruckmachen.ObwohI derallergrößteTeil 
der Bevölkerung keine Erbschaft steuer zahlen 
muss.Nurinetwa siebenvoniooTodesfäiien wird 
ein steuerpflichtiges Erbe hinterlassen.Stimmung 
gemacht wird mit der Sorge um „Oma ihr klein 
Häuschen".Bislang mussdafür in der Regel keine 
Erbschaftsteuergezahlt werden.verdi wili.dassdas 
auch mit der ReformderErbschaftsteuerimCrund- 
Satz so bleibt. (...) Ob jemand für eine Erbschaft 
Steuernzahlen muss-und wennjawieviel-hängt 
von zwei Faktoren ab:WieengdasVerwandtschafts- 
verhältniszu deroderdemverstorbenen und wie 
hoch die Erbschaft ist. Die Ehefrau,der Ehemann 
und Kinder haben hohe Freibeträge. Sie müssen 

- nur Steuern zahlen,wenn die Erbschaft höher ist 
als307000 (Ehegatten) bzw.205.000 Euro(Kind) 
-und nurfürdenTeii der Erbschaft, der überdem 
Freibetrag liegt.Außerdem sind sie in der günstigen 

- Steuerklasse I und zahlen niedrigereSteuersätze 
als entfernteverwandte. 

Wer zahlt heute Erbschaftsteuer? 

Die Erbschaftsteuerstatistik erfasst nur die Erb- 
schaften.bei denen Steuerzahlungen zu erwarten 
warenMehralsdie Hälfteder Einnahmen kamen 
von Erben,die nach Abzugvon Freibeträgen noch 
mehr als 5oo.000 Euro geerbt haben.Von der 
Anzahl der statistisch überhaupt erfassten Fälle 
waren dasjedoch weniger alsdrei Prozent.Erben 
von Kapitalvermögen (Aktien,Sparkonten.Bargeid 
usw.) tragen mit 62 Prozent den größtenTeil des 
Aufkommensder Erbschaftsteuer.Rund 30Prozent 
stammt ausGrundvermögen und nurknappacht 
Prozent aus Betriebsvermögen. Auch Erben von 
sehrgroßenvermögen zahlen nurwenigsteuern. 
Fast 80Prozent der Erbschaft können sie im Durch- 
schnitt behalten.Auf dem Papier liegt der maxi- 
male Steuersatz bei 50 Prozent-für Erbschaften, 
die höher als 25 Millionen Eurosind undan Nicht- 
Verwandtegehen.Praktisch kommt diesersteuer- 
satz nicht vor. Die Statistik unterscheidet nicht 
bei sehr hohen Erbschaften.Wer nach Abzugvon 
Freibeträgen mehralsfünf Millionen Eurogeerbt 
hat, musste darauf im Durchschnitt 22 Prozent 
Erbschaftsteuer zahlen.ver.di will eine höhere Be- 
steuerung bei sehr großen Erbschafien.Das ist auch 
in anderen Ländern so üblich. Die höchsten Steu- 
ersätze -30 Prozent bei nahen Verwandten und 
50 Prozent bei Nicht-Verwandten-sollen für Erb- 
schaften ab zehn Millionen Euro zu zahlen sein. 

Betriebsvermögen - 
erfolgreiche Unternehmerlobby 

Bisvoretwa i5Jahren haben die Erbenvon Un- 
ternehmen deutlich mehrsteuern bezahlt.Damais 
lag die Bewertung von Betriebsvermögen noch 
viel näheram tatsächlichen Wert der Betriebe.Un- 
ter der Kohl-Regierung gab es eine beispiellose 
Reihevon Begünstigungen.( ...) DieVergünstigun- 
gen zusammen genommen sorgen schon heute 
dafür, dass die Erbschaftsteuerbelastungfür Un- 
ternehmen in Deutschland gering ist. (...) Die meis- 
ten zahlen im Erbfall keine Steuern. 

Köpfe statt Beton DasGrundgesetzdefiniert den Investitions- 
begriff nicht näherevorgaben enthalten 
das Haushaltsgrundsätzegesetz und die 

Wir brauchen ein neues Bundeshaushaltsordnung.Dort wirdaufgezählt, 
welche Ausgaben alsinvestitionen,verbucht'wer- 

Verständnis von Investitionen den dürfen.Ausgaben für Baumaßnahmen gehö- 
ren dazu,aisozum Beispiel für Schienen.Straßen 

von Ulla Burchardt und Gebäude-nicht aber die Ausgaben für.Wis- 
sen'.DieseVorgaben gehen zurückaufeinen Kon- 

M ¤ kretisierungsauftrag des Bundesverfassungsge- 
richts von 1989. 

Die Ressource..Wissen" i s t  derentscheiden- 
de Faktor für die Leistungs- und Innovati- 
onsfähigkeit einer Volkswirtschaft. Auch 

Deutschland hat den Übergang zu einerwissens- 
basierten Ökonomievollzogen: beim Wirtschafts- 
wachstum lassen sich heute70 bis8oProzent auf 
wissensbasierte Innovationen zurückführen. 

Aber das Fundament dieses Innovationssys- 
tems hat Risse,das Biidungssystem ist im inter- 
nationalen Vergleich nicht leistungsfähig genug. 
Was auch nicht verwundert. wenn Deutschland 
bei den öffentlichen Biidungsausgaben nur auf 
Platz 21 von 28 OECD-Staaten landet. Und auch 
vom Lissabon-Ziei,also drei Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts für Forschung und Entwicklung 
auszugeben, ist Deutschland trotz des 6-Milliar- 
den-Euro-Programms des Bundes weit entfernt. 

Die Ausgaben für Bildung und Wissenschaft 
genügen den Anforderungen derwissensgesell- 
schaft nicht mehr. Das ist Fakt und nicht zuletzt 
aufeinen lnvestitionsbegriffzurückzuführen,der 
noch aus dem lndustriezeitalter stammt. Zum 
Tragen kommt er beiderVerschuldungsgrenzedes 
Grundgesetzes, wonach die aufgenommenen 
Kreditedie Ausgabenfür Investitionen nicht über- 
steigen dürfen. Die Gretchenfrage dabei lautet: 
Was zählt als .,investition", wenn es um diever- 
fassungsmäßigkeit des Haushalts geht? 

Falsche Anreize für die Fiskalpoiitik sind die 
Folge,weden inZeiten knapper Kassen Einsparun- 
gen doch vor allem im Konsumtiven Bereich vor- 
genommen.Und andersgedreht:Einezusätzliche 
Investition in Beton ist durch zusätzliche Kredite 
finanziert möglich.eine Investition in Köpfe nicht. 
Aber in der Bildungist eben nicht nurder Bau von 
Schulen wichtig.sondernes müssen auch Bücher 
und Lehrkräfte finanziert werden. Und zum For- 
schen brauchtes nicht nur Forschungsbauten und 
Geräte, sondern auch Forscher und Fördermittel. 

Werden Bildung.Wissenschaft und Forschung 
beim lnvestitionsbegriff ~eiterdiskriminiert~wird 
das Fundament der Wissensgesellschaft weiter 
ausgehöhlt. Fürden lnnovationsstandort Deutsch- 
land bietet sich deshalb mi t  der Föderalismus- 
reform Ii.die auf eine Modernisierung der Bund- 
Länder-Finanzbeziehungen abzielt, eine große 
Chance:Ausgabenfür,Wissen'müssen in Zukunft 
als das begriffen werden. was sie sind:Als Inves- 
titionen, die Wachstum und Wohlstand bringen. 
DieVolkswirtschaft nennt das produktiv. 



W Meinung Personen & Positionen W W W W 

Ein Votum für die Mitbestimmung 

I von Marie Seyboth und Rainald Thannisch .W 

.,Es gibt keinen Grund, der Bundesregierung 
eine grundlegende Revision der deutschen Unter- 
nehmensmitbestimmung vorzuschlagen."Zu die- 

- ser Aussage kommt die wissenschaftlichen Mit- 
glieder der Mitbestimmungskommission unter 
Leitungvon Prof Kurt Biedenkopf nach intensiver 
Beratung und umfangreichem Quellenstudium. 
Sie stellen fest,dass auch angesichts der Europä- 
isierungdes Unternehmensrechts sowie internatio- 
nalisierter Märkte und Unternehmensstrukturen 
kein Anlass be~teht~diedeutsche Unternehmens- 
mitbestimmung in Frage zu stellen. 

Mehr Gemeinsamkeiten 
als Unterschiede in Europa 

Wirfreuen uns überdieses klareVotum. Es un- 
terstreicht den politischen Konsens über Arbeit- 
nehmerbeteiligungin Europa.Sosollen Informa- 
tion und Anhörunginder EuropäischenVerfassung 
aIsGrundrechtverankertwerden.BereitsdieChar- 
ta der sozialen Grundrechte von 1989 führt die 
MitwirkungderArbeitnehmerlnnen an Unterneh- 
mensentscheidungen auf. Die Europäischen Be- 
triebsräte haben Information und Konsultation zum 
Standard in grenzüberschreitenden Unternehmen - 
gemacht.DieEuropäischeAktiengesellschaftsieht 
auch das Recht auf Mitbestimmungvor Bei den 
Mitbestimmungsmodellen in Europagibt es mehr 
GemeinsamkeitenalsUnterschiede,allenModellen 
ist die Beteiligung der Arbeitnehmerlnnen an der 
Kontrolleder Unternehmensführunggemein.Ge- 
rade im Wandel zur Wissensgesellschaft steigt die 
BedeutungderMitbestimmung.Der bevorstehen- 
de Strukturwandel wird nurdann gelingen,wenn 
der ,,Wissensträger Mensch" den Wandel akzep- 

Mitbestimmung stützt nachhaltige 
Unternehmensstrategien 

Außerdem setzt die Mitbestimmung klare An- 
reize für Dialog und gegen einseitige Entschei- 
dungen.Mitbestimmung begünstigteine nachhal- 
tige Unternehmensstrategie.die auf langfristige 
Wertschöpfungzielt und den Interessenausgleich 
mit den Stakeholdern sucht.Sie wird in dem von 
Private Equityund Hedge-Fondsgeprägten Finanz- 
marktkapitalismus der Gegenwart immerwichti- 
ger.Somüssen Finanzinvestorenaufdieausschließ- 
liche Kontrolleeinergekauften Kapitalgesellschaft 
verzichten. Und Mitbestimmungsträger können 
sich-wie beimVerkaufderGabelstaplerspartevon 
Lindegeschehen-dafüreinsetzen,dassein Käufer 
mit langfristiger Zielsetzung ausgewählt wird. 

Gleichzeitig dürfen wir die Mitbestimmung 
aber nicht überfordern.Eine wirklicheZähmung 
des globalen Kapitalismus verlangt neben der 
Weiterentwicklungder Mitbestimmungeine ge- 
rechte Einkommens- und Vermögensverteilung, 
die demokratische Steuerung der Finanzmärkte 
sowie eine makroökonomisch fundierte Steuer- 
und Konjunkturpolitik. H 

tiert und mitgestaitet.Arbeitnehmervertreterln- ~ ~ i i r i e s e y b o t h . ~ u i t i t a r ~ n  b e i m ~ ~ ß ~ u n d e i v a r i t a n d , ~ e r ~ n  

nen bringen wichtiges und unersetzliches Wissen ~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ~ ~ t i s c h e , R e L r e n t  beim DGBBundeivo,stand, 

in die Aufsichtsratsarbeit ein. Nicht ohne Grund Be"'" 

sind mitbestimmte Unternehmen produktiver. ~otoi:privat 

Realitätsnahe Bewertung ist machbar 

Die bisherige Praxis bei der Bewertung von 
Grund- und insbesonderevon Betriebsvermögen 
entspricht einer verdeckten Priviiegierung der 
Reichen. (...) Die heutige Bewertung von Betriebs- 
vermögen ausSteuerbilanzwerten stimmt nur in 
Ausnahmefällen mitdemtatsächlichenwert über- 
ein. Durchschnittlich werden nur 45 Prozent des 
Substanzwerts erfasst. (...) Wir wollen,dass künf- 
tigaktuelleRichtwerte herangezogen werden.Bei 
Immobilien musszwischenMietobjekten und Ein- 
familienhäusernoderWohnungen unterschieden 
werden-die in der Regel selbst genutzt werden. 
(...)Bei Mietobjekten soll ein aktualisiertes Ertrags- 
wertverfahren angewendet werden, bei dem der 
Wert ausder üblicherweiseerzielbaren Miete ab- 
geleitet wird. Bei einer korrekten Erfassung der 
Werte hätte der Gesamtwert der vererbten Ver- 
mögen 2002 rund zehn Milliarden Euro oder 50 
Prozent höher gelegen. Zusätzlich wären mehr 
Erbfällevon der Statistikerfasst worden. Die Um- 
setzung der Vorgaben des Verfassungsgerichts 
würde die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer 
verdoppeln. (...) 

verdi fordert. dass Erben endlich gerecht be- 
steuertwerden.AlsZiel wollen wir ein Aufkommen 
aus der Erbschaftsteuervonjährlich zehn Milliar- 
den Euro erreichen -sechs Milliarden Euro mehr 
als die Erbschaftsteuer heute bringt. Die Mehr- 
einnahmen brauchen wir dringend für mehr und 
bessere Kinderbetreuung und Bildung - f ü r  die 
Zukunft unseres Landes! (...) Die Erbschaftsteuer 
musszunächsterhalten und gemäßdenVorgaben 
des Verfassungsgerichts reformiert werden. (..) 
Die Freibeträgesichern weiterhin einesteuerfreie 
Vererbungvon normalem Familienvermögen.Zu- 
sätzlich wollen wir eine höhere Besteuerunggro- 
ßer Erbschaften. (...) Deshalb wollen wir, dass 
die höchsten Steuersätze-30 Prozent bei nahen 
Verwandten und 50 Prozent bei Nicht- Verwand- 
ten -für Erbschaften ab zehn Millionen Euro zu 
zahlen sind. H 
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Personen & Positionen 

Christine Lambrecht wird Vorsitzende 
der SPD Bergstraße 

Die aijährige Bundestagsabgeordnetechristi- 
ne LambrechLMitgiied im DL2i-Bundesvorstand, 
wurde am o2.Juni mit über go % Zustimmung 
zurvorsitzende desSPD Unterbezirks Bergstraße 
(Bezirk Hessen-Süd) gewählt. In der SPD-Bundes- 
tagsfrabion ist sie u.a.stellv.Sprecherin der Arbeits- 
gruppe Rechtspolitik. 

Konferenz „Reichtum in Deutschland": 
Die Reichen sollen nicht weiter 
begünstigt werden 

Mit  der Auswertung der Konferenz der SPD- 
Bundestagsfraktion zum ,.Reichtum in Deutsch- 
land"vom 23.10.2006 (spw berichtete) hat die AG 
Verteilungsgerechtigkeit und soziale Integration 
ihre Folgerungen für eine Präzisierung und Aus- 
weitung der Armuts- und Reichtumsberichter- 
stattungvorgelegt. Die stellvertretende Sprecherin 
der AGVerteilungsgerechtigkeit und soziale Inte- 
grationder SPD-B~ndestagsfraktion,HildeMattheis, 
betonte in diesem Zusammenhang. dass eine 
grundlegende Verbesserung der,,Erfassung von 
Vermögensbeständen,vor allem dererdesobersten 
Promillesder Reichen" notwendig sei. 

Darüber hinaussollten eine Reihevon konkre- 
tenvorschlägen geprüft und als steuerpolitische 
Zieleausgearbeitet werden.Genannt werden hier 
u.a.die Besteuerungvon Vermögen. Erbschaften 
und Börsenumsätzen, die Überprüfung der Rei- 
chensteuer sowie die nachhaltige Bekämpfung 
derSteuerfiucht.DerTeil II der Dokumentationder 
Konferenz„Reichtum in Deutschland"sowiedie 
Folgerungen könnenvon der Homepageder SPD- 
Fraktion unter der Rubrik ,,Veröffentiichungen" 
herunter geladen werden. 
t infos: http://www.spdfraktion.delcnt/rs/rs- 

datei/o,,8303.oo.pdf 

Schulze löst Strässer als Vorsitzende 
der Münsteraner SPD ab 

In Münstertrat die frühere Juso-Landesvorsit- 
zende Svenja Schulze die Nachfolge des Bundes- 
tagsabgeordneten Christoph Strässer an.Beider 
Landtagswahl 2005 hattesvenja Schulzeerstmals 
für einen Münsteraner Wahlkreis kandidiert und 
erneut über die Landeslistegewählt worden.Be- 
reitsvon 1997 bis2000 und im Oktober 2ooqwar 
sie in den Landtag nachgerückt. In der Landtags- 
fraktion ist siederzeit Sprecherinfür Umwelt-und 
Verbraucherpolitik. 

Erbschaftsteuer muss Zukunftssteuer 
werden 

Die Parlamentarische Linke der SPD-Bundes- 
tagsfraktion hat ineinem Positionspapiervom 10. 

Mai ihre Forderung nacheiner sozialgerechteren 
Reformder Erbschaftssteuer bekräftigt und dabei 
drei Eckpunkte formuliert: 
B „Die Erbschaftssteuer muss grundsätzlich. in 

ihrem Charakter als Erbanfallssteuer und als 
bundeseinheitliche Ländersteuer (...) erhalten 
bleiben. 

B DasAufkommenderErbschaftsteuermussdeut- 
iich steigen,mindestens aber um 2 Milliarden 
EuroaufGrundlagedesderzeitigen Erbschafts- 
aufkommens. (...) 

B Die Unternehmensnachfolge darf durch die 
Erbschaftsteuer nicht behindert werden. Der 
Übergang von Betriebsvermögen darfjedoch 
nicht vollständig steuerfrei sein. (...). Eine Bes- 
serstellungvon Betriebsvermögen musszwin- 
gend an den Erhalt von Arbeitsplätzen gekop- 
pelt sein." 

t infos:www.parlamentarische-linke.de 

- 
Comeback des Staates! DieZahl derMenschen.dievon staatlichenTrans- 

ferieistungen abhängig sind, ist durch Hartz IV 
deutlich gestiegen.Diesoziale Herkunftentschei- 

Herausforderung an die Bremer Politik det in hohem Maße über Biidungschancen und 
damit über Lebensperspektiven.Die neue Landes- 

von Carsten Sieling regierung wird deshalb u.a. eine Bundesratinitia- 
tivezur Einführungvon Mindestlöhnen sowiezur 
Anhebungder Hartz IVRegelsätzefür Kinderund 
Jugendliche sowie eine Reihe konkreter Maßnah- 

W. men zurVerbesserungder Betreuungssituation in - 
den Kindertagsstätten auf den Weg bringen. 

Nach zwölf Jahren großer Koalition steu- 
ert Bremen-alserstes Bundesland nach 
dem Endevon rot-grün auf Bundesebene 

-aufein RegierungsbündnisausSPDund Bündnis 
golDieGrünen zu. Diechristdemokraten hatten 
in den Sondierungen nach der Wahl auf ein blo- 
ßes ,,Weiter so" gesetzt. Angesichts der enormen 
Herausforderungen.denen sich das Land gegen- 
übersieht, war dies eindeutig zu wenig für die 
Fortführungder Koalition.Denn aufderAgenda 
steht neben der SicherungderSelbstständigkeit 
und der Konsolidierungdes Landeshaushaltsvor 
allem auch die Festigung des sozialen Zusam- 
menhalts in einer immer stärker auseinander- 
driftenden Gesellschaft. Die Bewältigung dieser 
Aufgaben erfordert ein Bündnis,das den Gestal- 
tungs- und Urnsetzungswillen hat, die von der 
SPD mit  Bürgermeister Jens Böhrnsen bereits 
eingeleitete Neujustierungder Landespolitik zu 
beschleunigen. 

Bremen hat seit igg5durch umfangreiche 
Investitionen den Strukturwandel voran- 

Wirbraucheneinen handlungsbereiten und 
starken 5taat.der in der Lage ist,Chancen- 
gleichheit undsozialen Ausgleich zu schaf- 

fen.Zwargibt es berechtigte Kritikam kontrollie- 
renden und bürokratisierten Staat und sicherlich 
auch weiteren Handlungsbedarf. Aber es gibt Gren- 
zendesschlanken 5taates:Qualifizierte Kinderbe- 
treuung und Bildungfür alle auf hohem Niveau 
lassen sich nur mit professionellen Kräften und 
Institutionen organisieren. DieVorstellung, dass 
die Bürger selbst solche Aufgaben übernehmen, 
ist ein neoliberalerIrrweg.DieÖffentliche Daseins- 
vorsorge ist eineentscheidendeGrundlage unserer 
Gesellschaft,die uns sensibelfürdieGrenzen der 
Privatisierung staatlicher Aufgaben machen muss. 
Das Land wird trotz des hohen Spardrucks nicht 
dazu übergehen.seinTafelsilberzuverkaufen und 
sich ausderVerantwortungfür den sozialen Frieden 
in seinen beiden Städten zu stehlen.Dies betr im 
die kommunale Wohnungsbaugesellschaft. die 
fürdieStadtentwicklungeinezentrale Bedeutung 
hat, ebenso wie die Gesundheitsversorgung der 
Menschen in Bremen und Bremerhaven. 

getrieben.Viele Nachholbedarfesind ab- - 
gearbeitet. Notwendige Gestaltungsspielräume 
können aufgrund der Haushaltsnotlage nurdurch I 
Umverteilung und neue Prioritatensetzung ge- F, 
schiffen werden Denn die spezifischen Großstadt- ~ ~ rob leme erzeueen vor dem Hinterarund leerer 
Kassen einen ungeheuren Handlungsdruck. 

ceor canten sie1ing. 
istSPD-Rakfionr~rrittttdddii  
der Blemiiihen B"rgerr<han. 

F0to:pri"at 



Meinung Personen & Positionen n W 

Ring frei zur 
letzten Runde? 

SPD muss sich personell und 

programmatisch rüsten 

von Reinhold Rünker m. 

Die Große Koalition taumelt in die Som- 
merpause.Während Bundestagsabgeord- 
netemit geballten Fäusten indenTaschen 

für die Cesetzesvorhaben ihrer Regierungsfrak- 
tionen stimmen -oder sich ihnen durch Enthal- 
tung oder Neinstimmen verweigern - raunt es 
von den Regierungsbänken herab,dass nach dem 
nächsten Urnengangeineandere Koalition regie- 
ren möge.Schäubie und Kauder pflegen ihre alte 
Liebe für eine Liaison mit der FDP, während die 
Sozialdemokratie noch zaudernd nach neuen po- 
litischen Konstellationen sucht. 

Die Lage ist fürdie SPD in derTat misslich.Sie 
hat die Kärrnerarbeit in den letzten Wochen und 
Monaten absolviert,ihrereigenen Klientel Zumu- 
tungen (Mehrwertsteuererhöhung, Pendlerpau- 
schale, Cesundheitsreform, Rente mi t  67, etc.) 
auferlegt.Aber sie nimmt sich in der Koalition 
selbst sosehr indie Disziplin,dasssie mit eigenen 
Themen kaum punkten kann.ln unserer medialen 
Wirklichkeit wird dieses Spannungsfeld oftmals 
reduziert -auf Personalfragen einerseits oder neue 
Koaiitions-Farbensoiele. Beides trifft wenieer als 

Beim Jonglieren mi t  Koalitionsmodellen 
reichtes nicht.nurdie Händedererzu zäh- 
len. die für eine neue Koalition stimmen 

soilen.Auch hier bedarfeseinerinhaltlichen Sub- 
stanz.die größer sein muss als in der gegenwär- 
tigen. Bei CDUICSU und FDP mag das leicht sein, 
aber Merkel wird aus dem Wahlergebnis zoo5 
gelernt haben.dassdieAussicht auf neoliberales 
Durchregieren nicht die Zustimmung derwähler- 
innen garantiert. Die SPD tu t  -gerade auch mo- 
tiviert durch die Programmdebatte - gut daran. 
beispielsweise den eigenen inhaltlichen Marken- 
kern,,sozialeGerechtigkeit"sozu buchstabieren. 
dasssiefür andere Parteien koalitionsfähigwird. 
Bürge~ersicherung. Beschäftigtenversicherung, 
Erwerbstätigenversicherungsind wichtige Markie- 
rungspunkte in derVerbindungvon.,vorsorgenden" 
wie,.nachsorgenden" Sozialstaat. Darüber hinaus 
sind in der aktuellen Programmdebatte Elemente 
angelegt,dieeiner politischen ProfilierungderSPD 
harren:eine moderneökologische lndustriepolitik 
irr Zeichen des Klimawandeis,die auf qualitatives 
Wachstum und Arbeitsp1ätzesetzt;eine moderne 
Bildungspolitik.die lebenslang Chanceneröffnet; 
eine Europapolitik, die Mu t  zur politischen Re- 
gulierung im Sinne der Mehrheit der Menschen 
aufbringt. 

Niemand will jetzt Neuwahlen.aberalle sind 
unzufrieden mit den eigenen politischen Hand- 
lungsmöglichkeiten.Wenn die Wahlen kommen, 
solltedie SPD personell und (!)programmatisch 
gerüstet sein. Und das besser früher als später!. 

U 

die halbe ~ a h r h e i t .  Sicher ist die Strategie von 
Kurt Beck richtig und mutig,dieStellvertreterlnnen- 
Positionen von fünf auf drei zu reduzieren.Aber 
die interessantesten Köpfe können nicht die poli- 
tische Substanz verdecken. die erst wiederaufge- 
baut werden muss. Außerdem muss bezweifelt 
werdenJob die Berufungvornehmlich von Regie- 
rungsmitgliedern in den engeren Führungskreis .- 

#f.' die inhaltliche Profiiierung auch über die gegen- :. 

wärtige Koalition hinaus fördert. k 7  

c+Relnhold Rirnker, 
H~itoiikeiiebt in Leirhiingen. 
Er i s t  row-Chefredakteur und 

Persönliche Erklärung zur Bundestags- 
Abstimmung „Unternehmenssteuer- 
reform" 

i7SPD-Bundestagsabgeordnete habenam 25. 

Mai der Unternehmenssteuerreform nicht zuge- 
stimmt. IhreEnthaltung haben Sie ineiner persön- 
lichen Erklärung nach GO 5 31 begründet. Die 
Unterzeichnenden,darunter PL-Sprecher Ernst-Die- 

I Stellenausschreibung 

Die Zeitschrift spw besetzt einE1Verlagsmitarbei- 
terln zum Oktober zoo7aufTeilzeitbasis. 

Die Aufgaben umfassen 
die Durchführungder Büro- undverlagstätig- 

keiten von der Erstellung bis Verschickung der 
Zeitschrift sowie des zugehörigen Verlagspro- 
gramms W politische und organisatorischezuar- 
beit der inhaltlichen Diskussionen innerhalb des 
spw-Zusammenhangs W Vorbereitung von pro- 
grammatischenTagungen und Workshops . die 
Öffentlichkeitsarbeit unddasMarketingder Zeit- 
schriftsowievor allem die Pflege und Betreuung 
der Homepage. Gleichfalls i s t  einezuvorkommen- 
deBetreuungder Leserinnen und Leser und Abon- 
nementen gefragt W Vereinsverwaltung desver- 
einsfür Demokratie undVölkerverständigunge.V. 
und der Beitragseinzug. 

In einem engagierten Team soll derldie Ver- 
lagsmitarbeiterln ebenfalls in der Redaktion der 
Zeitschrift spw mitarbeiten und die Mitgiiederder 
spw-Gremien betreuen. Der Arbeitsort ist Berlin. 

ter Rossmann und DL2i-Vize Niels Annen, sahen 
für sich keine Möglichkeit. die Entscheidung zu 
Gunsten der Unternehmenssteuer mitzutragen, 
,,weildiesein unseren Augen in dercesamtbewer- 
tung Legitimation,Augenmaß und soziale Balance 
vermissen lassen." Abgelehnt wurde die Unter- 
nehmenssteuerreform ausReihederSPD-Fraktion 
durch Otmar Schreiner und RüdigerVeit. 

Voraussetzungen 
W AbgeschlossenesFH-oderHochschulstudium 
oder abgeschlossene Berufsausbildung mi t  ein- 
schlägigenvorkenntnissen in Büro- undverwal- 
tungstätigkeiten . Kenntnisseüberund Erfahrun- 
gen mi t  politischen Entscheidungsprozessen . 
Kenntnisse über Funktion.Funktionsweisen,Auf- 
bau- und Ablauforganisation des politischen Be- 
rriebs 4nd E no c k  n ale Piesse- *na Medienlana- 
schafi . Erfahr~ngen in aer Pr0,ektarbeit Lnd 
möglichst Erfahrungen in der Buchhaltung. 

Außerfachliche Kompetenzen 
Leistungs- und Lernbereitschaft sowie Belast- 

barkeit und flexible Arbeitsweise. Innovations-/ 
Veränderungsbereitschaft . Kommunikationsfä- 
higkeit, Konflikt- und Kooperationsfähigkeit . 
Sensibler Umgang undoffene Ansprachevon eh- 
renamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
sowie Kundinnen und Kunden .Verantwortlicher 
und gründlicher Umgang mi t  Buchführungund 
Verwaltung desvereins. 

b Weiterelnformationen über Arbeitszeit und 
Vergütungerhalten Interessierte beim spwverlagl 
Redaktion GmbH.Postfach 120333,44309 Dortmund 
oder per eMail an spw-verlag@spd.de.An diese 
Anschriftwerden auch aussagekräftige Bewerbun- 
gen bis zum i5.Juli 2007erbeten. 
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B Im Fokus: Kriterien politischer Gestaltung 
Einleitung zum Schwerpunkt i~einhoid~ünker 
Linke Programrnbausteine- 
Denkanstöße zum Hamburger SPD-Grundsatzprogramm 
/ OetlevAlberi,Andrea Naher 

Von der kritischen Analyse zur politischen Gestaltung 
der demokratischen Gesellschaft i~.-~eter~ose 
Politische Steuerung verbessern 1 naia~d ~urrnann 

DieTransformation von Staatlichkeit IThiloSrhalle 
Erhält die Naturfrage in der SPD eine zweite Chance? 
1 Horn Pefel 

Wer Politik machen will, kommt an der Bundesrepublik 
Europa nicht vorbei! 1 intervew m t  stefan coiignon 
Literaturschau 1 ~einhaidaünker 

Birgit Zoerner.Jahrgangig6i.studierteGe- 
schichte und Publizistik an der Universität 
Bochum. Ihr politisches Engagement be- 

gannig73 beidenJuso-Schülerlnnen.abererstig80 
konnte sie sich trotzdes Nato-Doppelbeschlusses 
durchringen-der SPD beizutreten.Vonig86 bis 88 
war sie Landesvorsitzende der Jusos NRW und di- 
rekt danach für sechs Jahre deren Geschäftsfüh- 
rerin.igg4wechseltesieinsMinisterium fürArbeit, 
Gesundheit und Soziales NRW. Dort arbeitet sie 
heuteals Referatsleiterin und i s t  fürdie Koordina- 
tion der EU-Politik zuständig.Sie lebt mit ihrem 
Mann und ihren beiden Söhnen Tim (7) und Jan 
(5) ausgesprochen gerne in Dortmund (,,und das 
wird wahrscheinlich auch so bleiben"). 

spw: Womit begann Dein politisches Leben? 

Birgit 2oerner:Gepragt hat mich derii.Sep- 
tember.Nicht dervon zooi,sondern derTag 
an dem Salvador Allende ermordet wurde; 

das war am ii.September 1973. Das war mein Ein- 
stieg in die Politik und auch ein wesentlicher An- 
triebfürmich,internationale Politik-damalssehr 
häufig an der Seitevon Exil-Chilenen-sehrwich- 
t igzu nehmen. 

Für die weitere Entwicklung war mein Aus- 
tauschjahr7817g sehr bemerkenswert.was mich 
mit verschiedenen Leuten aus unterschiedlichen 
Kulturen und Nationen zusammengebracht hat. 
Wenn man häufig mit Afrikanern, Asiaten und 
Lateinamerikanern überAlltag,Gesellschaft und 
Politik redet,dann verschieben sich die Koordina- 
tenfürwerte und Normen doch schon erheblich.. 
Dabei stand natürlich immer die Frage im Raum, 
was ist eigentlich,.normal" und warum?.Das hat 

Redakflani. und Veflagradrelsen: 
rpw~VeilagiRedaktion GmbH 
P0ltfach120111dd24%Oortrnund . . . . , -. 
~elefon [verlag) 02 31 - qo 2470 
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scher Hegemonie sicherlich sehr gepräs.. 
Dierpwerrrheint mit 8 Heften irnlahr 
lahreiabonnernent iuia i g . ~  
(bei Bankein2ugEuraji,~) 
Piuilandiabonnement E" i042,~  
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spw: Welche politische Diskussion hat Dich 
besonders geprägt? 

Monateniumlahreiende. 
liiNai7o-467 - K 5361 
Orpw-VerlagiRedakfion GmbH 2007. 
AlleRethtevarbehalten. Birgit Zoerner: Schwierige Frage ... Ganz 

wichtig war sicherlich die Asyl- und Migra- 
tionsdebatte.. Diese Debatte um dieÄnde- 

rung des Grundgesetzes in der Asylfrage 1993 
habe ich - über den unmittelbaren politischen 
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Rechtsstreit hinaus-alsausgesprochen beunruhi- 
gend empfunden. weil sie letztlich die Vorberei- - 
tungzum politischenSystemwechsel warverein- 
facht gesagt:Man hat das Feindbild Kommunismus 
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Kurzum 1 von Thornas Westphal 

Was hat 90n Hammer m t KLrt Beckz, t ~ n )  
Ron rlammer st p o p ~  ar,fastjeaer kennt 
nn EinecnterS egertyp,aers cnvon nichts 

aufna ren lasst.der Leer Nacnt .o?rs nternet mit 
nureinem Motorrads~runa bekannt und berühmt ,L, .P? '1 1 , 

wurde.Aber nureine Kunstfigurausdem Dunst- :..'!&@ . ~ 1 - 
kreis der web. 2.0 Szene. Kurt Beck ist vieles von 
dem nicht, aber eins ist ersicher,er ist real.Was 
hat der Realo Beckmit dem Künstler Hammeraus 
der billigen Hornbach Werbungzu tun? Die lau- 
fende Debatte um die Ausstrahlungvon Programm 
und Personen der SPD lässt gewahr werden-die 
Sozialdemokratie hat nicht nur politische Glaub- 
würdigkeit in derSacheverioren.sie hat auch das 
Gespürfür politische Kulte,fürdieszenische Ent- 
wicklung eines Gemeinschaftskörpers. für die 
Mobilisierungeiner Masseaufeinesymbolische 
Mitte (Idol) verloren. 

Kurzum: Beck stehtfürdie Ablösungdercha- 
rismatischen durch die bürokratische Führung. 

Viele kennen diese kleine Geschichte: Ein 
Mann hat über der Eingangstür seines 
Hausesein Hufeisen angebrachtdas nach 

altem Volksglauben Glück bringen soll. Als ein 
Bekannter ihn fragt:,,Aber bist Du denn so aber- 
gläubisch? Glaubst du wirklich,dass das Hufeisen 
dir Ciück bringt?",antwortet er:„Natürlich nicht, 
aber man sagt doch,dasses auch dann hilft.wenn 
man nicht daran glaubt." 

Das Hufeisen gehört zur Klasse der Amulette 
oderTalismane,eine Untergruppe der magischen 
Dinge-die wir auch Fetische nennen,erklärt Hart- 
mut Böhme in seinem Buch Fetischismus und 
Kultur. Die paradoxe Wendung in dieser kleinen 

DThomarWcstphal. 
Diplom-valk5wirt. rpw- 
Mitheraurgeber, er lebt und 
arbeitet in Oortmund. 
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sindfetischistisch und dasnicht nur in derMode, 
im Sport,im Körperkult,im Autowahn und in der 
gesamten Warenwelt, nein auch in der Gesellschaft, 
der Religion und in der Politik. 

Kurzum: Bürokratieist nurein Mittel niemals 
Zweck einer populären Massenbewegung. 

Je rationaler die Wissenschaft Geschichten 
unseres Lebens mit Neurologie und Bioche- 
mie erklärt. desto größer wird die Sehn- 

sucht nach magischen Dingen.die unserem Leben 
einen höheren Sinn verleihen. Damit in dieser 
Sehnsucht nicht allein der Wunsch einmal mi t  
hohem materiellem Wert von Geld und Gut be- 
laden ins Grab zu sinken dominiert, braucht es 
eine sozialdemokratische Symbolfigur,die Demo- 
kratie und Solidarität wieder mit der Alltagskultur 
versöhnt. Wenn es gelingt aus Ratzinger einen 
populären Papst zu machen, hat auch Kurt Beck 
eine echte Chance. 

Kurzum: Baut die Kampa wiederauf.Vergesst 
GeschichteistbezeichnendfürdieseltsameSpan- pseudodemokratischeBasisbefragungenzumPro- 
nunezwischen Ratio und Glauben an die Eieen- erammentwurf Weroolitische Macht wili.muss " ~~ ~ 

macht der Dinge in unserer modernen Welt. Die- die Magie der Symbole beherrschen und aufge- 
ses,,ichweiRschon,aberdennoch ..." istkonstitutiv klärten sozialdemokratischen Populismus neu 
fürdieAlltagsmoral in der sogenannten Moderne. inszenieren. 
Die Macht der Dinge über unser Leben hat die 
Aufklärung überlebt.Das i s t  derWiderspruch un- 
sererzeit, wirglauben nicht an Fetischeaberwir 

verlassen und begonnen.akribischamFeindbild 
lslamismus zu feilen. Die Auswirkungen können 
wir heutesehen.Mirgeht esdabei überhaupt nicht 
darum, reale Probleme in irgendeiner Weise zuzu- 
decken.Aberwir müssen das politisch einordnen. 
Antiislamismus und der Kampf der Kulturen ist 
zur neuen Systemachse konstruiert worden in 
deren Namen heute Kriege gerechtfertiH werden, 

Birgit Zoerner: Mich beunruhigt, was sich 
hier im Kontext der sogenannten Terroris- 
musbekämpfungvollzieht.Zurzeit wirdder 

politischeSystemwechsel massiv spürbar.Angst 
als ein wichtiges politisches ,,Stilmittel" wird 
bewusst eingesetzt, um  z.0. den gläsernen Men- 
schen zu realisieren.Wasden Umgang mit ande- 
ren Kulturen angeht und den existierenden Oro- - - - - 

bzw.in dieser Logikgeradezu zwingendgeworden blemen ist dieser auch häufig angstgesteuert. 
sind.Beiderpolitischen Hegemonie- beim Kampf AufgeklärtePolitikist indiesem Feldfastgarnicht 
umdie Köpfe-kommt esaufdiegrogen Linienan. 
Das habe ich auch bei der .,Rassismus-Debatte" 
Anfang der goerJahreversucht zu verdeutlichen. 

spw:Gibtesetwas.dasDu heuteandersmachen 
würdest? 

Birgit Zoerner: Wenn ich wirklich noch ein- 
mal etwas anders machen könnte, würde 
ich mich im einfach öfter im Ausland auf- 

halten und weitere Sprachen lernen.Man lernt sehr 
vieldazu und mussden eigenen Blickwinkel stän- 
dig überprüfen. Ich hasse Provinzialismus. 

spw: Was hältst Du von der derzeitigen De- 
batte um die Krippenplätze und wie habt Ihr das 
gescham? 

Birgit Zoerner: Ich halte diese Diskussion 
schon fürewigeZeiten überfällig.Wir haben 
eseigentlich nurdadurchorganisieren kön- 

nen. weil mein MannTeilzeit arbeitet -zweiVoll- 
Zeit Arbeitende schaffen das nur mi t  Hausperso- 
nal.Aberdie ganze Lebenssituation ist ganz klar 
auf Kante genäht. Esdarf an keiner Stelle irgend- 
wo etwas schief gehen, dann bricht das alles in 
sich zusammen. Wir haben daher auch versucht. 
dasein bisschen nachbarschaftlich zuorganisieren. 
um bestimmte ,,Katastrophenspitzen" darüber 
abzufedern. Die Situation in Deutschland ist ein 
schlechter Scherz. 

spw: Welche politische Debatte bewegt Dich 
denn zurzeit am meisten? 

. 
möglich.Zudem gibtes kaum reaiistischeVorstel- 
lungen darüber,wie man tatsächlich gemeinsam 
leben kann. Ich frage mich, wie das eigentlich 
weitergehen soll.Essind einfach vieleMenschen 
hier,dieeinen Migrationshintergrund haben und 
diewerden auch bleiben.Wie soll sichdaseigent- 
[ich positiventwickeln,wenn die meiste politische 
Energie in Ausgrenzungsdebatten gesteckt wird? 

rpw: Birgit,vielen Dank für das Gespräch. 

C+ Dar lnferviewf~hne Alexandra lrarnm. 

Das Asyirecht für poiitisch Verfolgte i s t  in 
Deutschland ais Grundrecht im Grundge- 
setzverankeri.DieÄnderungdes Art.i6a GG 
im Jahr 1993 (.Asylkompromiss") schränk- 
te es erheblich ein:vor allem können sich 
Ausländer,die über einenStaatder Europä- 
ischen Gemeinschaften odereinen sonsti- 
gen sicheren Drittstaat einreisen,nicht auf 
das Asylrecht berufen.DieAnerkennungs- 
quote nach Art. i6a GG ist entsprechend 
gering.DieJusos haben intensivgegen die 
ÄnderungdesAsylrechtsgekämpftundvie- 
le Gegner mobilisieren können. Dennoch 
wurde die Änderung beschlossen und es 
gab eine Wellevon Austritten aus der SPD. 
[Alexandra Kramm] 




